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STAATSVERSCHULDUNG

Eine politisch-ökonomische Theorie des 
Staatsschuldenwachstums in Demokratien
Thomas Baum, Stuttgart-Hohenheim

Ein Abbau der Staatsverschuldung in Demol<ratien ist eine der schwierigsten politischen Aufgaben über­
haupt, wie die jüngsten Erfahrungen zeigen. Denn weder die zur (Wieder-)Wahl stehenden Politiker noch 
die gegenwartsorientierten Wähler haben ein rechtes Interesse daran, die Ausgaben zu kürzen oder die 
Steuern zu erhöhen. Wie kann dieses Dilemma gelöst werden? Dr. Baum plädiert für eine Änderung der der­
zeitigen Regeln der Finanzverfassung in Art. 115 Grundgesetz.

Die Theorie der öffentlichen Schuld hat sich bisher 
fast ausschließlich mit der Frage beschäftigt, wie 

das Instrument der Staatsverschuldung eingesetzt wer­
den kann, um wirtschaftspolitische Ziele bestmöglich zu 
erreichen. Dabei wurde die öffentliche Schuld insbeson­
dere als Instrument der Stabilisierungspolitik sowie der 
intertemporalen Lastverteilung gemäß dem sogenann­
ten Pay-as-you-use-Prinzip angesehen. Dieses letztere 
Prinzip besagt, daß diejenigen Generationen, die ein öf­
fentliches Gut nutzen, für das Gut gemäß der Inan­
spruchnahme bezahlen sollen. Dem politischen Ent­
scheidungsprozeß, der jeglichem staatlichen Instru­
menteneinsatz vorausgeht, wurde in diesem Zusam­
menhang nur beiläufig Beachtung geschenkt.

Häufig wird zwar darauf verwiesen, daß z. B. Maß­
nahmen der Stabilisierungspolitik zu spät ergriffen wer­
den könnten, weil die Politiker wirtschaftliche Störungen 
zu spät diagnostizieren und die politische Diskussion 
über eine adäquate Stabilisierungspolitik zu zeitlichen 
Verzögerungen bei der Einleitung der Maßnahmen 
führt. Die Behauptung, daß Politiker unter bestimmten 
Umständen gar kein Interesse an einer problemadä­
quaten Wirtschaftspolitik haben werden, ja. daß sie wirt­
schaftspolitische Maßnahmen auf Kosten der Allge­
meinheit für eigene wahltaktische Maßnahmen miß­
brauchen', spielte in der wissenschaftlichen Diskussion 
jedoch lange Zeit kaum eine Rolle. Erst die provozieren­

Dr. Thomas Baum, 28, Dipl.-Volkswirt, ist wissen­
schaftlicher l^itarbeiter am Lehrstuhl für Finanz­
wissenschaft der Universität Hohenheim.

de These von Nordhaus^ die Politiker erzeugten zum 
Zwecke der Sicherung ihrer Wiederwahl bewußt einen 
„politischen Konjunkturzyklus“ , bildete den Ausgangs­
punkt für zahlreiche weitere Arbeiten, die wirtschaftspo­
litische Maßnahmen explizit unter Einbeziehung des po­
litischen Sektors und der Interessen gewählter Politiker 
analysierten.

Werden die Beziehungen zwischen Politik und Wirt­
schaft in die Analyse der Staatsverschuldung einbezo­
gen, so läßt sich zeigen, daß die insbesondere im letz­
ten Jahrzehnt zu beobachtende starke Zunahme der öf­
fentlichen Verschuldung die notwendige Folge des 
Wähler-, Politiker- und Bürokratieverhaltens in Demo­
kratien darstellt. Dabei kommt den institutionellen Re­
geln der Finanzverfassung zentrale Bedeutung zu, 
denn diese Verfassungsregeln stellen die eigentliche 
Restriktion für das Politikerverhalten in Demokratien 
dar. Werden die derzeitigen Regeln beibehalten -  in der 
Bundesrepublik ist in diesem Zusammenhang der Art. 
115 GG zu nennen - ,  so läßt sich für die Zukunft ein wei­
teres Anwachsen des öffentlichen Schuldenstandes 
prognostizieren.

Politikerverhalten

Die ökonomische Theorie geht bei der Erklärung des 
Verhaltens von privaten Haushalten und Unternehmen 
vom Eigennutz-Motiv aus. Ausgangspunkt der ökono­

' Wagner spricht in diesem Zusammenhang von ökonomischer Mani­
pulation zum Zwecke des politischen Profits. Vgl. R. E. W a g n e r :  
Economic Manipulation for Political Profit: Macroeconomic Conse­
quences and Constitutional Implications, in: Kyklos30 (1977), S. 395ff.

 ̂ Vgl. W. D. N o r d h a u s :  The Political Business Cycle, in: The Re­
view of Economic Studies 42 (1975). S. 169 ff.
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STAATSVERSCHULDUNG

mischen Theorie der Politik und damit auch der hier zur 
Diskussion gestellten politisch-ökonomischen Theorie 
der Staatsverschuldung ist die These, daß sich Politiker 
und Bürokraten nicht grundsätzlich anders verhalten als 
private Wirtschaftssubjekte. Es wird angenommen, daß 
auch Politiker und Bürokraten nicht in erster Linie da­
nach streben, das öffentliche Wohl zu verfolgen, son­
dern diesem nur insoweit dienen, als dies ihren eigenen 
Interessen entgegenkommt. Bei der Förderung der Ei­
geninteressen über den politischen Prozeß müssen die 
Politiker allerdings die Wiedenwahlrestriktion beachten. 
Aus diesem Grund unterstellt die Ökonomische Theorie 
der Politik den Politikern das Streben nach einer mög­
lichst hohen Zahl an Wählerstimmen. Ob die Politiker 
dabei tatsächlich nach einer maximalen^ oder nur nach 
einer für den Wahlsieg als ausreichend“ angesehenen 
Stimmenzahl streben, ist für die hier abgeleiteten ten­
denziellen Schlußfolgerungen zweitrangig. Wichtig ist 
jedoch, daß Politiker in Demokratien in gewisser Weise 
den Wählerwünschen Rechnung tragen müssen, da sie 
sonst Gefahr laufen, die nächste Wahl zu verlieren.

In diesem Zusammenhang wird weiterhin angenom­
men, daß die Wähler wirtschaftspolitische Entscheidun­
gen um so eher in die Wahlentscheidung einbeziehen 
werden, als sie durch die Auswirkungen dieser Ent­
scheidungen persönlich und unmittelbar betroffen wer­
den. Dem Politiker kommt die Tatsache entgegen, daß 
die Wähler unter unvollkommener Information leiden 
und nach den vorliegenden Erfahrungen stark gegen­
wartsorientiert sind. Diese Annahmen implizieren zum 
einen eine gewisse Vergeßlichkeit der Wähler. Das 
heißt, die Wahlentscheidung wird nur durch diejenigen 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen und deren Auswir­
kungen beeinflußt, die kurz vor der Wahl liegen^. Zum 
anderen folgt aus diesen Annahmen, daß bei der Wahl­
entscheidung zukünftige Auswirkungen heute getroffe­
ner wirtschaftspolitischer Maßnahmen weitgehend ver­
nachlässigt werden.

Neben der Wiederwahlrestriktion muß der Politiker 
das Verhalten staatlicher Bürokratien als weitere Ne­
benbedingung beachten. Die Ökonomische Theorie der 
Politik unterstellt, daß das Eigeninteresse von Bürokra­
tien auf mehr Sicherheit, mehr Macht und öffentliches 
Ansehen sowie ein höheres Einkommen gerichtet ist. 
Da diese Größen positiv mit dem der jeweiligen Büro­

kratie zugewiesenen Budget korreliert sind, impliziert 
rationales Bürokratieverhalten die alljährliche Forde­
rung der staatlichen Bürokratien nach einem höheren 
Budget®. Dabei kann die Mehrforderung durch gestie­
gene Kosten der staatlichen Leistungserstellung be­
gründet werden. Da die Bürokraten über einen Informa- 
tionsvorsprung bezüglich der Produktionskosten der 
von ihnen erbrachten Leistung verfügen^, muß der Poli­
tiker den Budgetforderungen der Bürokratie tendenziell 
nachgeben, wenn er eine hinsichtlich ihrer Mengen­
komponente festgelegte Leistung bereitstellen möch­
te®.

Wählerverhalten

Würde man eine Wählerbefragung darüber durchfüh­
ren, ob das Ausmaß der öffentlichen Verschuldung er­
höht oder vermindert werden sollte, so würde sich die 
Mehrzahl der Wähler in der gegenwärtigen Situation 
wohl für einen Abbau der Staatsverschuldung ausspre­
chen, sei es, weil eine übermäßige Verschuldung gene­
rell als etwas Unsolides angesehen wird®, sei es, weil 
das Thema „Konsolidierung der Staatsfinanzen“ in den 
Medien derzeit einen hohen Stellenwert einnimmt.

Eine derart undifferenzierte Fragestellung „Staats­
verschuldung - ja  oder nein?“ übersieht jedoch wichtige 
Konsequenzen einer verminderten Staatsverschuldung 
für Wähler und Politiker. Wird nämlich auf eine öffentli­
che Verschuldung verzichtet, so bedeutet dies, daß ent­
weder die Ausgaben sinken müssen, oder daß zur Fi­
nanzierung der Ausgaben Steuererhöhungen notwen­
dig werden. Die Mehrzahl der bei der Haushallsaufstel­
lung quantitativ bedeutsamen Ausgabenkürzungen und 
Steuererhöhungen hat jedoch einen direkt wahrnehm­
baren Verlust von Konsummöglichkeiten in der Gegen­
wart zur Folge und verschlechtert somit die wirtschaftli­
che Situation der von den Maßnahmen betroffenen 
Wähler. Dies wiederum hat für den Politiker, dem oft ein 
und derselbe Wähler mit der Forderung sowohl nach 
mehr öffentlichen Leistungen als auch nach einer ge-

’  Vgl. z. B. A. D o w n s ; Eine ökonomische Theorie des polnischen 
Handelns in der Demokratie, in H. P. W i d m a i e r (Hrsg.): Politische 
Ökonomie des Wohlfahrtsstaates, Frankfurt 1974, S. 125.

* Vgl. z. B. B. S. F r e y :  Moderne Politische Ökonomie, f^ünchen 
1977, s. 185 ff.

* Aus diesem Grund werden in der Vorwahlzeit oft ..Wahlgeschenke" 
an solche Gruppen vergeben, die als möglicherweise wahlentschei­
dend angesehen werden.
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® Vgl. W. A. N i s k a n e n : Ein ökonomisches Modell der Bürokratie, 
in: W. W. P o m m e r e h n e , B. S. F r e y  (Hrsg.): Ökonomische 
Theorie der Politik, Berlin, Heidelberg, New York 1979, S. 359.

'  Vgl. zur Diskussion dieser und einiger weiterer Annahmen über das 
Verhältnis zwischen staatlichen Bürokratien und Politikern U. R o p- 
p e I : Ökonomische Theorie der Bürokratie, Freiburg 1979, S. 106 ff.

® Diese tendenzielle Aussage erfährt keine grundlegende Änderung, 
wenn unterstellt wird, daß die Politiker das Verhalten der Bürokraten 
durchschauen und deren Budgetfordemngen um einen gewissen, als 
fair angesehenen Prozentsatz kürzen, der kleiner ist als der von den Bü­
rokraten geforderte Zuschlag. Vgl. zu diesem Ansatz O. A. D a v i s ,  
M. A. H. D e m p s t e r ,  A. W i l d a y s k y :  Towards a Predictive 
Theory of Government Expenditure: US Domestic Appropriations, in: 
British Journal of Political Science, 4 (1974), Part 4, S. 419ff.

® Vgl. G. S c h m ö l d e r s :  Einführung in die Geld- und Finanzpsy­
chologie, Darmstadt 1975, 8. 43;G . K r a u s e - J u n k :  Warum (ei­
gentlich) keine Beschäftigungsprogramme mit öffentlichen Ausgaben? 
in: WIRTSCHAFTSDIENST 61. Jg. (1981), H. 12, S. 607.
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ringeren Steuerbelastung gegenübersteht'“ , potentielle 
Stimmenverluste zur Folge. Greift der Politiker dagegen 
zum Instrument der Verschuldung, so wird in der Ge­
genwart niemand direkt belastet, well die Steuerzah­
lung in die Zukunft verschoben wird. Da kein Wähler 
weiß, ob und In welchem Umfang er In Zukunft persön­
lich belastet wird, stößt eine Staatsverschuldung auf 
weniger politischen Widerstand als die Alternative einer 
Ausgabenkürzung bzw. Steuererhöhung.

Als Beleg können z. B. die politischen Auseinander­
setzungen um den Bundeshaushalt der Jahre 1981 und 
1982 herangezogen werden. Sie haben gezeigt, daß die 
Verschuldung für den Politiker trotz einem gewachse­
nen Konsolldlerungsbewußtseln ein bequemeres In­
strument der Haushaltsfinanzierung darstellt als eine 
Belastung der Wähler durch Steuererhöhungen bzw. 
Ausgabenkürzungen. Auch im Verhältnis zu den staatli­
chen Bürokratien kommt die Möglichkeit der Verschul­
dung dem Politiker entgegen, da er die Budgets einzel­
ner Büros erhöhen kann, ohne gleichzeitig die Budgets 
anderer Büros zu vermindern.

Crowding-out-Effekte

Als ein Argument gegen eine Zunahme der Staats­
verschuldung wird oft die Gefahr eines Growding-out, 
d. h. einer Verdrängung privater Investitionen aufgrund 
der durch die Staatsverschuldung gestiegenen Zinsen 
angeführt. Da der aufgrund eines Crowding-out resultie­
rende Beschäftigungsrückgang den Politikern negativ 
angekreidet wird, scheint hier eine Grenze für eine stei­
gende Staatsschuld gezogen zu sein. Die Frage ist je­
doch, ob eine staatliche Kreditaufnahme in einer offe­
nen Volkswirtschaft wie der Bundesrepublik überhaupt 
nennenswerte Zinsauftriebstendenzen zur Folge hat". 
Weiterhin Ist zu fragen, ob ein potentielles Growding-out 
dem Politiker mehr Stimmenverluste einbringt als eine 
etwaige Steuererhöhung bzw. Ausgabenkürzung.

Während die erste Frage nicht generell beantwortet 
werden kann, 1st die letztere Frage zu verneinen. Selbst 
wenn es nämlich zu Crowding-out-Effekten kommen

Vgl. M. G a n t  n e r :  Einige ökonomische Gesichtspunkte expansi­
ver Staatsverschuldung, in: Das öffentliche Haushaltswesen in Öster­
reich 17(1976). S. 119.

"  Im übrigen hängt das Auftreten von Crowding-out-Effekten von der 
Geldpolitik der Bundesbank ab. V g l.z.B .J. K o m p h a r d t :  Aktuelle 
stabilitätspolitsche Strategien und ihre theroretische Fundierung, in: 
WlRTSCHAfn-SDIENST 62. Jg. (1982), H. 2, S. 74.

Eine theoretisch mögliche, auf eine kleine fvlinderheit gezielte 
Steuererhöhung ist unwahrscheinlich, da Steuerrechtsänderungen auf­
grund politisch-ökonomischer Interdependenzen nur inkrementell erfol­
gen werden, d. h., der gesamte bei Nichtverschuldung resultierende 
Einnahmeausfall kann nicht auf eine einzelne Gruppe abgewälzt wer­
den. Vgl. C. F o I k e r s : Zu einer positiven Theorie der Steuerreform, 
Vortrag auf der Jahrestagung des Vereins für Socialpolitik in Köln 1982, 
bisher unveröffentlichtes Manuskript. 8 .11.

sollte, wird nur eine Minderheit durch die resultierende 
Arbeitslosigkeit betroffen. Für die Mehrheit ist die Ver­
schuldung in der Gegenwart vorteilhaft, da sie im Falle 
der Nichtverschuldung die Steuererhöhungen (Ausga­
benkürzungen) zu tragen hätte'^. Im übrigen besteht für 
den Politiker die Möglichkeit, potentielle Crowding-out- 
Effekte der Notenbank anzulasten, die durch eine aus 
seiner Sicht zu restriktive Geldpolitik den Zinsauftrieb 
verursacht hat'®.

Nach Buchanan und Wagner wird auch eine Erhö­
hung der Inflationsrate, die durch steigende Staatsdefi­
zite bedingt ist, nicht zu einer Ablehnung der Verschul­
dung führen. Die Wähler müßten nämlich andernfalls 
die Auswirkungen dieses makroökonomischen Effektes 
auf ihre zukünftige Situation abschätzen und bewerten, 
und diese Fähigkeit wird von den Autoren aufgrund der 
Annahmen der unvollkommenen Information und der 
Gegenwarlsorientlerung bestritten’ “ . Eine durch 
Staatsverschuldung hervorgerufene Inflationserhö­
hung konnte für den Bereich der Bundesrepublik und 
der USA empirisch nicht nachgewiesen werden'^, so 
daß dieses Argument für die weitere Diskussion ver­
nachlässigt werden kann.

Schuldillusion

Die in der Zukunft über Steuern aufzubringenden 
Zins- und Tilgungsverpflichtungen aus einer heutigen 
Verschuldung werden ebenfalls nicht zu einer Ableh­
nung dieses Instruments durch die Wähler führen. Zur 
Begründung dieser These kann man auf das Argument 
einer sogenannten „Schuldillusion“ , d. h. einer vollstän­
digen oder teilweisen Nichtwahrnehmung der zukünfti­
gen Zins- und Tilgungssteuern seitens der Wähler zu­
rückgreifen'®.

Aber auch wenn die Wähler klar erkennen sollten, 
daß eine Verschuldung heute eine zusätzliche Besteue­
rung morgen impliziert, werden sie eher für eine Ver­
schuldung als für eine Steuererhöhung bzw. Ausgaben­
kürzung plädieren, da die Art und Weise der Schulden­
tilgung und damit die durch die zukünftigen Zins- und 
Tilgungssteuern belasteten Personen zum Zeitpunkt 
der Schuldemission noch nicht feststehen. Aus demsel­
ben Grund wird auch die Tatsache, daß der zukünftige 
Handlungsspielraum des Staates durch die steigende 
Staatsverschuldung abnimmt und daß eine zukünftige

Vgl. J. M. B u c h a n a n ,  R. E. W a g n e r :  Democracy In Deficit, 
New York 1977, S. 118.

"  Vgl. J. M. B u c h a n a n ,  R. E. W a g n e r :  Democracy in Deficit, 
a.a.O., S. 102 f.

Vgl. Th. M. B a u m :  Staatsverschuldung und Stabilisierungspolitik 
in der Demokratie, Frankfurt 1982, S. 149 f.

Vgl. ebenda, 8.31 ff.
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Haushaltskonsolidierung durch die fortgesetzte Staats­
verschuldung erschwert wird, nicht dazu führen, daß die 
Verschuldung von den Wählern abgelehnt wird.

Die bisherigen Überlegungen führen zu folgendem 
Fazit: Aufgrund der Gegenwartsorientierung der Wähler 
einerseits und der mangelnden Zurechenbarkeit der zu­
künftigen Kosten der Staatsverschuldung andererseits 
präferiert eine Wählermehrheit die Schuldenfinanzie­
rung gegenüber einer Steuerfinanzierung bzw. Ausga­
benkürzung. Eine erhöhte Staatsverschuldung wird den 
Politikern daher mehr Stimmen bzw. weniger Stimmen­
verluste einbringen als die alternative Steuererhö- 
hungs- bzw. Ausgabenkürzungsentscheidung. Außer­
dem erleichtert die Verschuldungsmöglichkeit dem Poli­
tiker die Auseinandersetzung mit der Bürokratie im Rah­
men der Haushaltsplanung, da Mehrzuweisungen an 
einzelne Büros nicht notwendigerweise zu geringeren 
Zuweisungen an andere Büros führen müssen. Demo­
kratisch gewählte Politiker, die sich der Wiederwahlnot­
wendigkeif gegenübersehen, handeln somit individuell 
rational, wenn sie langfristig negative Effekte der 
Staatsverschuldung vernachlässigen und bei der Haus­
haltsfinanzierung zum Instrument der Verschuldung 
greifen. Als notwendige Folge dieser Zusammenhänge 
kommt es zu einer ständigen Zunahme des Schulden­
standes in demokratischen Staaten.

Notwendigkeit einer Verfassungsänderung

Die Neigung der Politiker, Defizite zu machen, führt 
allerdings nur dann zu einem permanenten Anstieg der 
Staatsverschuldung, wenn die institutioneilen Regeln 
der Finanzverfassung die Bildung von Defiziten zulas­
sen. Soll somit der Anstieg der Staatsverschuldung ge­
bremst und eine verstärkte Konsolidierung der Staatsfi­
nanzen erreicht werden, so muß die Bildung von Staats­
defiziten durch verfassungsmäßige Regeln erschwert 
werden. Die erforderliche Regeländerung muß Verfas­
sungsrang erhalten, weil in diesem Fall eine abermalige 
Regeländerung durch das Erfordernis einer Zwei-Drit 
tel-Mehrheit erschwert wird. Angesichts der Mehrheits 
Verhältnisse in den meisten westlichen Demokratien be 
darf somit eine Wiederabschaffung der neuen Regel de 
Zustimmung der Opposition, d. h. die Möglichkeit de 
Regierungspartei, die Defizitfinanzierung von Staats 
ausgaben zum Zwecke der Erhöhung der Wiederwahl 
chancen wieder zu erleichtern, wird stark einge 
schränkt.

Nach Buchanan und Wagner hat vor allem die Über­
zeugung der Ökonomen und Politiker von keynesiani­
schen Vorstellungen über den Wirtschaftsprozeß zur 
Abschaffung der klassischen Regel des jährlichen ma­
teriellen Haushaltsausgleichs und als Konsequenz die­

ser Maßnahme zu immer neuen und höheren Budget­
defiziten, einem wachsenden Staatsanteil und ständig 
steigenden Inflationsraten geführt. Zur Beseitigung die­
ser Fehlentwicklungen fordern die Autoren daher eine 
Rückkehr zur Verfassungsregel des materiellen Bud­
getausgleichs für den Zentralstaat der USA'^. Im politi­
schen Bereich wird diese Forderung in jüngster Zeit von 
31 amerikanischen Bundesstaaten unterstützt. Sie ha­
ben der Einberufung einer verfassungsgebenden Ver­
sammlung zugestimmt, die die Rückkehr zur Verfas­
sungsregel des Haushaltsausgleichs zum Ziel hat'®.

Materieller Haushaltsausgleich

Eine vollständige Rückkehr zum klassischen Prinzip 
des jährlichen materiellen Budgetausgleichs scheint je­
doch nicht angebracht. Dies gilt zunächst deshalb, weil 
sich der Staat in diesem Fall jeglicher Möglichkeit bege­
ben würde, die Beschäftigung über ein Deficit-spending 
zu stabilisieren. Vor allem aber impliziert ein materieller 
Haushaltsausgleich in der Rezession eine zyklusver­
stärkende Parallelpolitik, eine Konsequenz, die auch 
dann beachtet werden muß, wenn man eine expansive 
nachfrageorientierte Fiskalpolitik des Staates als unge­
eignetes Stabilisierungsinstrument betrachtet’®. Ein 
jährlicher materieller Budgetausgleich würde überdies 
die Möglichkeit einer Pay-as-you-use-Finanzierung öf­
fentlicher Investitionen verhindern.

Anstatt eines völligen Verzichts auf öffentliche Ver­
schuldung sollte somit durch die Verfassung ein stärker 
zielgerichteter Einsatz der Verschuldung sichergestellt 
werden. Es sollte mit anderen Worten nicht mehr mög­
lich sein, eine im Rahmen der Haushaltsplanung pro­
gnostizierte Deckungslücke, ganz gleich, wodurch sie 
verursacht ist, im Wege der Verschuldung zu decken, 
nur weil eine Steuererhöhung bzw. Ausgabenkürzung 
politisch nicht opportun erscheint. Die letztere Vorge­
hensweise führt nämlich im allgemeinen zu einer Finan­
zierung öffentlicher Konsumausgaben (z. B. Personal- 
und Sozialausgaben) durch Kredite. Dies wiederum 
führt zu strukturellen Defiziten, deren Abbau in der 
Hochkonjunktur aufgrund der aufgezeigten politisch- 
ökonomischen Interdependenzen mit einer gewissen 
Zwangsläufigkeit unterbleiben muß.

”  Vgl. J. M. B u c h a n a n ,  R. E, W a g n e r :  Democracy in Deficit, 
a.a.O., insbesondere S. 173 ff.; sowie zur Relativierung der Thesen die­
ser Autoren Th. 1̂ . B a u m :  Staatsverschuldung und Stabilisierungs­
politik . .  .,a.a.O.,S. 175 ff.

Vgl. auch C. F o I k e r s : Konzepte und Maßnahmen zur Begren­
zung von Steuern und Staatsausgaben in den USA, Diskussionsbeiträ- 
ge aus dem Institut für Volkswirtschaftslehre der Universität Hohen­
heim, Nr. 11/1982, S. 5.

Vgl. auch O. G a n d e n b e r g e r :  Thesen zur Staatsverschul­
dung, Vortrag anläßlich der Jahrestagung des Vereins für Socialpolitik 
in Köln 1982, bisher unveröffentlichtes Manuskript, S. 9 ff.
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STAATSVERSCHULDUNG

Art. 115 GG vermag diese Entw/icklung in seiner der­
zeitigen Fassung nicht zu verhindern, da er im Falle ei­
ner Störung des gesamtvi/irtschaftlichen Gleichge- 
w/ichts, die von Politikern in Phasen der Stagflation per­
manent unterstellt werden kann, keine effektive Begren­
zung der Kreditaufnahme beinhaltet. Dies gilt vor allem 
deshalb, weil eindeutige juristische Kriterien für die 
Charakterisierung eines gesamtwirtschaftlichen Gleich­
gewichts fehlen. Eine Finanzverfassung, die einerseits 
das permanente Ansteigen struktureller Defizite verhin­
dern, andererseits eine relativ flexible Reaktion auf Be­
schäftigungsprobleme und eine Pay-as-you-use-Finan- 
zierung von Investitionen gewährleisten will, sollte da­
her den jährlichen materiellen Haushaltsausgleich als 
grundsätzliche Budgetregel vorschreiben, zugleich je­
doch für den Stabilisierungs- und Allokationsbereich 
Ausnahmeregeln der Art zulassen, daß sie von der Re­
gierung nicht zu wahltaktischen Maßnahmen miß­
braucht werden können.

Neufassung von Art. 115 GG
Unter Berücksichtigung dieser Überlegungen könnte 

Art. 115 GG wie folgt geändert werden^“ :

(1) Der jährliche Haushalt des Bundes ist, abgesehen 
von den in Absatz (2) vorgesehenen Ausnahmerege­
lungen, materiell auszugleichen. Sollte im Laufe des 
Haushaltsjahres aufgrund von Fehlern bei der Progno­
se der Steuereinnahmen oder der Staatsausgaben ein 
Defizit drohen, so sind innerhalb der nächsten drei Mo­
nate Maßnahmen zur Realisierung des Haushaltsaus­
gleichs zu ergreifen.

(2) Ausnahmen sind nur in folgenden Fällen möglich:

1. Wenn Bundestag und Bundesrat mit den Stim­
men von zwei Dritteln ihrer Mitglieder eine Situa­
tion nationalen Notstands feststellen.

2. Wenn die Arbeitslosenquote einen vom Bundes­
tag mitZwei-Drittel-Mehrheitzu Beginn der Haus­
haltsperiode festgelegten Prozentsatz (kritische 
Arbeitslosenquote) übersteigt. Dabei ist das Aus­
maß der Kredite zu Beginn der Haushaltsperiode 
mit zwei Dritteln der Stimmen des Bundestages 
an das Ausmaß der Abweichung der Arbeitslo­
senquote von ihrem kritischen Wert zu knüpfen.

3. Staatliche Investitionsobjekte sind unter Berück­
sichtigung der bereits in der Haushaltsperiode 
anfallenden Nutzungen über Krediteinnahmen zu 
finanzieren. Dabei ist eine Übereinstimmung ih­
rer zeitlichen Nutzungsabgabe mit der Laufzei­
tenstruktur der zu ihrer Finanzierung aufgenom­
menen Kredite durch eine Finanzierungsrech­
nung nachzuweisen. Die zeitliche Nutzungsab-
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gäbe der Investitionen ist im Rahmen der Haus­
haltsberatungen durch eine Prognoserechnung 
festzustellen.

(3) Das nähere regelt ein Bundesgesetz.

Die bei den Ausnahmeregelungen vorgesehene 
Zwei-Drittel-Stimmenzahl hat zur Folge, daß unter den 
derzeitigen politischen Machtverhältnissen in der Bun­
desrepublik die Opposition einer Verschuldungsent­
scheidung zustimmen muß. Dadurch wird es der Regie­
rung erschwert, die kritische Arbeitslosenquote^' zu 
niedrig anzusetzen, um aus wahltaktischen Gründen 
nach Belieben Defizite machen zu können. Anderer­
seits kann die Opposition nicht auf einer zu hohen kriti­
schen Arbeitslosenquote bestehen, da sie sonst von der 
Regierung für die Beschäftigungsprobleme verantwort­
lich gemacht würde. Eine Schuldenfinanzierung durch 
einfache Parlamentsmehrheit ist nur im Falle öffentli­
cher Investitionen^^ möglich. Wird eine Pay-as-you- 
use-Finanzierung von Investitionen wegen Zielkonflik­
ten mit dem Stabilisierungsziel abgelehnt^®, so wäre an 
eine noch restriktivere Formulierung von Absatz 2, Ziff. 
3 zu denken.

Zusammenfassung

Im Rahmen dieses Beitrags wurde gezeigt, daß unter 
den derzeitigen institutioneilen Regeln der Finanzver­
fassung in demokratischen Staaten aufgrund der Ge­
genwartsorientierung der Wähler und der mangelnden 
individuellen Zurechenbarkeit der zukünftigen Zins- und 
Tilgungssteuern mit einer wachsenden Staatsschuld zu 
rechnen ist, sofern keynesianische Haushaltspolitik in 
der beschriebenen Weise möglich bleibt. Zur Verhinde­
rung dieser Entwicklung wurde eine Änderung des Art. 
115 GG zur Diskussion gestellt, die die Bildung von De­
fiziten nur noch zur Finanzierung öffentlicher Investitio­
nen und bei Gefährdung des Beschäftigungsziels zu­
läßt. Besonders im letzteren Fall sollte die Defizitbildung 
durch das Erfordernis einer Zwei-Drittel-Mehrheit er­
schwert werden.

Vgl. Th. M. B a u m :  Staatsverschuldung und Stabilisierungspolilik 
. . ., a.a.O., S. 192 f. Dieser Beitrag diskutiert auch die Unterscheidung 
kurz- und langfristiger Investitionsobjekte in der Finanzverfassung. Vgl. 
ebenda. S. 117 ff. Vgl. auch den Vorschlag für den Bereich der USA bei 
J.M. B u c h a n a n ,  R, E. W a g n e r :  Democracy in Deficit, a.a.O., 
S. 180.

Die Idee einer „kritischen Arbeitslosenquote" findet sich auch bei E. 
N o w o t n y :  Funktionale Finanzpolitik und öffentliche Verschuldung, 
in: WSI-Mitteilungen 34 (1981), 8. 20.

^  Problematisch bleibt weiterhin der Begriff der öffentlichen Investitio­
nen, da nahezu jede öffentliche Ausgabe in der Zukunft Nutzungen ab­
wirft. Vgl. hierzu Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium der 
Finanzen: Gutachten zum Begriff der öffentlichen Investitionen, Bonn 
1980, der eine Beschränkung des Investitionsbegriffs auf Sachinvesti­
tionen empfiehlt.

Vgl. O. G a n d e n b e r g e r :  Thesen . . . ,  a.a.O., S. 23 ff.
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